
Klagerücknahme

Die Klageriicknahme soll neu geregelt werden. Ebenso 
wie es dem Gericht nicht möglich ist, ein Verfahren 
ohne Antrag einzuleiten, soll es auch das Verfahren 
nicht gegen den Willen der Prozeßparteien durchführen 
können. Bei einer Klagerücknahme ist deshalb das Ver­
fahren einzustellen. Um jedoch zu verhindern, daß mit 
der Klagerücknahme die Interessen des Verklagten ver­
letzt oder auf andere Weise etwa ein gesetzwidriger 
Zustand aufrechterhalten bleibt, soll das Verfahren 
fortgesetzt werden, wenn der Verklagte oder der Staats­
anwalt — im Rahmen seiner Mitwirkung — dies be­
antragen. In Arbeitsrechtssachen soll auch die Gewerk­
schaft die Fortsetzung des Verfahrens beantragen kön­
nen. Damit wird ihre Rolle im gerichtlichen Verfahren 
beträchtlich erhöht. Gleichzeitig wird die bisherige, oft­
mals nur formale Bestätigung einer Klagerücknahme in 
Arbeitsrechtsverfahren überwunden.

Antrag auf Erlaß einer Zahlungsaufforderung

Eine wesentliche Vereinfachung soll das Verfahren zum 
Erlaß einer gerichtlichen Zahlungsaufforderung (bis­
her: Zahlungsbefehls- oder Mahnverfahren) erfahren. 
Es dient der beschleunigten Geltendmachung und 
Durchsetzung fälliger Geldforderungen, deren Bestehen 
nicht bestritten wird. Die Verbesserung liegt darin, daß 
der umständliche Verfahrensweg mit Widerspruch ge­
gen den Zahlungsbefehl und Einspruch gegen den Voll­
streckungsbefehl wegfallen soll.
Das gegen diese Vereinfachung bisher vorgebrachte 
Argument, die Rechte des Schuldners könnten gefähr­
det werden, ist nicht überzeugend. Zunächst sprechen 
gegen solche Befürchtungen eindeutig die statistischen 
Feststellungen. Danach werden die durch Zahlungs­
befehl geltend gemachten Forderungen in den meisten 
Fällen ohne weitere notwendige Maßnahmen erfüllt. 
Nur knapp 5 Prozent aller erlassenen Zahlungsbefehle 
werden durch Widerspruch angefochten, und Einsprüche 
gegen Vollstreckungsbefehle fallen gegenüber den er­
lassenen Zahlungsbefehlen überhaupt nicht ins Gewicht. 
Die Rechte eines zu Unrecht in Anspruch Genommenen 
sind dadurch gewahrt, daß er innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung der Zahlungsaufforderung Ein­
spruch einlegen kann. Außerdem sehen auch die Be­
stimmungen über die Vollstreckung eine Möglichkeit 
zur Beschwerde gegen Vollstreckungsmaßnahmen vor.

Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung

Bei der Sicherung von Ansprüchen, zur vorläufigen Re­
gelung von Rechtsverhältnissen oder zur Regelung von 
Angelegenheiten während eines gerichtlichen Verfah­
rens wird die Vereinheitlichung der bisherigen Rechts­
institute der einstweiligen Verfügung, der einstweiligen 
Anordnung und des Arrestes wesentliche Vorteile brin­
gen. Mit der einstweiligen Anordnung kann das Ge­
richt künftig alle Maßnahmen anordnen, die erforder­
lich sind, um den Anspruch zu sichern oder den jeweils 
erstrebten Zweck zu erreichen. Da die einstweilige An­
ordnung sofort vollstreckt werden kann, wird damit 
— und wegen der generellen Verkürzung der Rechts­
mittelfrist auf zwei Wochen — das bisherige Prozeß­
institut der vorläufigen Vollstreckbarkeit noch nicht 
rechtskräftiger Entscheidungen überflüssig.

örtliche Zuständigkeit des Kreisgerichts

Von einer Vielzahl von Zuständigkeitsregelungen wird 
künftig abzusehen sein, wobei allerdings die Besonder­
heiten in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen je­
weils berücksichtigt werden müssen.
In Zivilsachen wird die Zuständigkeit durch den Wohn­

sitz des Schuldners bestimmt. Jedoch soll auch das 
Kreisgericht zuständig sein, in dessen Bereich sich der 

' Verklagte für längere Zeit aufhält, in dem die Ver­
pflichtung zu erfüllen ist oder in dem die Handlung be­
gangen wurde, wegen der Schadenersatz gefordert wird. 
Zwischen diesen zuständigen Gerichten kann der Kläger 
wählen. Es soll aber auch eine Vereinbarung der Pro­
zeßparteien darüber möglich sein, daß das Verfahren 
vor einem an sich nicht zuständigen Gericht durchge­
führt wird. Auch in Verfahren, an denen Prozeßparteien 
aus anderen Staaten beteiligt sind, können solche Ver­
einbarungen eine Rolle spielen.
Die ausschließliche Zuständigkeit in Zivilsachen ist für 
solche Ansprüche vorzusehen, die Rechte an Grund­
stücken und Gebäuden zum Gegenstand haben.
In Familiensachen wird grundsätzlich vom gemeinsamen 
Wohnsitz der Ehegatten ausgegangen, soweit es sich 
um Ansprüche bei bestehender Ehe oder um die Schei­
dung handelt. In den übrigen Familiensachen wird der 
Wohnsitz des Verklagten maßgebend sein.
In Arbeitsrechtssachen bestimmt der Sitz der Konflikt­
kommission die Zuständigkeit.
Bei aller Straffung der Bestimmungen ist die Zustän­
digkeitsregelung insgesamt so variabel zu gestalten, daß 
allen praktischen Bedürfnissen nach einer schnellen und 
unmittelbaren Verhandlungsdurchführung und Ent­
scheidung einschließlich ihrer Durchsetzung Rechnung 
getragen werden kann.

Die Vorbereitung der Verhandlung vor dem Kreisgericfat

Der Vorbereitung der Verhandlung kommt eine große 
Bedeutung zu. Die Zusammenfassung der dafür maß­
geblichen Bestimmungen bedeutet aber nicht, die Vor­
bereitung der Verhandlung als selbständigen Verfah­
rensabschnitt zu verabsolutieren. Sie geht lediglich der 
Verhandlung voraus und muß auf deren rationelle und 
effektive Durchführung gerichtet sein. Insoweit ist sie 
bereits Teil der Verhandlung, denn es geht nicht nur 
um die technisch-organisatorischen Maßnahmen wie 
Ladung und Zustellung, sondern vor allem um die Prü­
fung derjenigen Umstände, die für die zügige Durch- 

. führung der Verhandlung mit dem Ziel einer sachge­
mäßen Beendigung des Verfahrens entscheidend sind. 
Die Bestimmungen über die Zustellung, die Ladung 
usw. werden deshalb auch auf das Wesentliche be­
schränkt. So wird die Zustellung nach den Vorschriften 
der Deutschen Post vorgenommen, die vorsehen werden, 
daß die Zustellung in erster Linie durch Einwurf in 
den Briefkasten des Empfängers — und nicht mehr 
durch Übergabe des Briefes — vorgenommen wird; die 
Zustellung selbst ist zu beurkunden.

Prüfung der Klage

Im Vordergrund der Vorbereitung der Verhandlung 
steht die Pflicht des Gerichts, die Klage daraufhin zu 
überprüfen, ob sie ordnungsgemäß erhoben ist, ob der 
dargestellte Sachverhalt geeignet erscheint, den Klage­
antrag zu rechtfertigen, oder ob Gründe vorliegen, die 
eine Verhandlung und Entscheidung zur Sache aus­
schließen.
Ist die Ergänzung oder Änderung der Klage notwendig, 
dann ist dem Kläger eine entsprechende Auflage zu er­
teilen. Können die Mängel auch dadurch nicht beseitigt 
werden, ist ihm Gelegenheit zu geben, die Klage zurück­
zunehmen. In solchen Fällen wird es zweckmäßig sein, 
mit dem Kläger eine persönliche Aussprache zu führen, 
zu der der Verklagte nicht hinzugezogen zu werden 
braucht. Werden die Mängel nicht beseitigt und wird 
die Klage auch nicht zurückgenommen, dann ist sie nach 
mündlicher Verhandlung durch Urteil als unzulässig 
abzuweisen.
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